
Auszug aus dem  

Minderheitenschutzvertrag zwischen den Alliierten 

und Assoziierten Hauptmächten und Polen 

Versailles, 28. Juni 1919 

 

Artikel 1 

Polen verpflichtet sich, die in den Artikeln 2-8 dieses Kapitels enthaltenen Bestimmungen als 

Grundgesetz abzuerkennen, mit der Wirkung, dass kein Gesetz, keine Vereinbarung oder 

keine amtliche Handlung im Gegensatz oder Widerspruch zu ihnen stehen, und dass kein 

Gesetz, keine Verordnung und keine amtliche Handlung gegen sie Geltung beanspruchen 
darf. 

Artikel 2 

Die polnische Regierung verpflichtet sich, allen Einwohnern ohne Unterschied der Geburt, 

der Staatsangehörigkeit, der Sprache, des Volkstums und der Religion den umfassendsten 
Schutz ihres Lebens und ihrer Freiheit zu gewähren. 

Allen Einwohnern Polens soll das Recht auf freie private und öffentliche Ausübung jeden 

Bekenntnisses, jeder Religion oder Weltanschauung haben, deren Betätigung nicht mit der 
öffentlichen Ordnung und den guten Sitten unvereinbar ist. 

(…)  

Artikel 7 

Alle polnischen Staatsangehörigen sind vor dem Gesetze gleich und genießen ohne 

Unterschied des Volkstums, der Sprache oder der Religion die gleichen bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Rechte. 

Der Unterschied der Religion, der Weltanschauung oder des Bekenntnisses soll keinem 

polnischen Staatsangehörigen im Genuss der bürgerlichen oder staatsbürgerlichen Rechte 

schaden, insbesondere bei der Zulassung zu öffentlichen Ämtern, Tätigkeiten und 
Ehrenstellungen oder bei der Ausübung der verschiedenen Berufe und Gewerbe. 

Kein polnischer Staatsangehöriger darf in dem freien Gebrauch einer beliebigen Sprache 

irgendwie beschränkt werden, weder in seinen persönlichen oder wirtschaftlichen 

Beziehungen, noch auf dem Gebiete der Religion, der Presse oder bei Veröffentlichungen 

jeder Art, noch endlich in öffentlichen Versammlungen. 

Unbeschadet des Rechts der polnischen Regierung, eine Staats- und Amtssprache zu 

bestimmen, müssen den fremdsprachigen Staatsangehörigen für den schriftlichen oder 

mündlichen Gebrauch ihrer Sprache vor den Gerichten angemessene Erleichterungen 

gewährt werden. 



Artikel 8 

Die polnischen Staatsangehörigen, die zu einer völkischen, religiösen oder sprachlichen 

Minderheit gehören, sollen die gleiche Behandlung und die gleichen rechtlichen und 

tatsächlichen Sicherheiten genießen wie die übrigen polnischen Staatsangehörigen. Sie 

sollen insbesondere das gleiche Recht haben, auf ihre Kosten Wohlfahrts-, religiöse oder 

soziale Einrichtungen sowie Schulen und andere Erziehungsanstalten zu errichten, zu leiten 

und zu beaufsichtigen und ihre Religion frei auszuüben. 

Artikel 9 

Auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichts soll die polnische Regierung in den Städten 

und Bezirken, in denen fremdsprachige polnische Staatsangehörige in beträchtlichem 

Verhältnis wohnen, angemessene Erleichterungen schaffen, um sicherzustellen, dass den 

Kindern dieser polnischen Staatsangehörigen in den niederen Schulen der Unterricht in ihrer 

eigenen Sprache erteilt wird. Diese Bestimmung soll nicht ausschließen, dass die polnische 
Regierung in diesen Schulen die polnische Sprache zum Pflichtfache macht. 

In den Städten und Bezirken, in denen polnische Staatsangehörige einer völkischen, 

religiösen oder sprachlichen Minderheit in beträchtlichem Verhältnis wohnen, soll für diese 

Minderheiten ein gerechter Anteil an dem Genusse und der Verwendung der Summen 

sichergestellt werden, die in staatlichen, kommunalen oder anderen Haushaltsplänen für 
Zwecke der Erziehung, der Religion oder der Wohlfahrt ausgeworfen werden. 

Die Bestimmungen des gegenwärtigen Artikels dürfen nur auf die polnischen 

Staatsangehörigen deutscher Zunge in denjenigen Teilen Polens angewendet werden, die am 
1. August zum deutschen Gebiet gehörten. 

 

Zitiert aus: 

Otto Heike „Das Deutschtum in Polen 1918  -1939“ , Bonn 1955, Seite 40 – 41; 

als amtlicher Text gemeinfrei gem. § 5 UrhG 

 

 


